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bestimMuNgen zur Ansführungsanweisiing des Ministers für Handel und
Gewerbe zum Gesetz betreffend Höchstpreise vom 4. August 1814 (H.-M.-Bl.
S. 440) nur befugt, Höchstpreise für den Alleinverkauf festzusetzen. Eine
Festsetzung unter Überschreitung der Zuständigkeit ist aber nach allgemeinen
staatsrechtlichen Grundsätzen ungültig; sie kann also niemals eine Grund¬
lage für eine Verurteilung wegen Verstoßes gegen das Höchstpreisgesetz
bilden?) Es handelt sich bei diesen Preisen in Wirklichkeit um Richtpreise
bezw. Abgabe- oder Vertragspreise svergl. die folgenden Abschnitte). Zu
prüfen bleibt in allen solchen Fällen, ob eine Verfolgung wegen übermäßiger
Preissteigerung erfolgen kann.

In der Bekanntmachung selbst braucht weder die Straf¬
androhung des Höchstpreisgesetzes noch die besondere Übertragung der
Befugnis, Höchstpreise festzusetzen, erwähnt zu sein.

Besondere Vorschriften über die Art der Bekanntmachung der
Höchstpreise, soweit sie auf Grund des Höchstpreisgesetzes erlassen
werden, sind nicht vorhanden. Soweit besondere Höchstpreis¬
gesetze erlassen werden, wie z. B. die Bekanntmachung über
Höchstpreise für Kupfer, altes Messing, alte Bronze, Rotguß, Alu¬
minium, Nickel, Antimon, und zwar vom 10. Dezember 1911
(Reichs-Gesetzbl. S. 501) müssen sie entsprechend den staatsrecht¬
lichen Grundsätzen erlassen, also insbesondere im Reichs-Gesetzblatt
veröffentlicht werden. Werden dagegen besondere Bekannt¬
machungen nicht erlassen, sondern geht die einzelne Bestimmung
derart auf das Höchstpreisgesetz zurück, daß letzteres die Straf¬
norm enthält und in der Höchftpreisfestsetzung selbst nur der
Preis festgesetzt wird, so sind diese einzelnen Bestimmungen, die ans
Grund dieses Höchstpreisgesetzes getroffen werden, lediglich Ver¬
waltungsanordnungen. Ihre Gültigkeit aber ist im Reich und in
Preußen an bestimmte Formvorschristen bei der Veröffentlichung
nicht gebunden?)

Auch die von den Landräten für den Kleinhandel erlassenen
Höchstpreise können wirksam ohne besondere Form veröffentlicht
werden, z. B. durch Anschlag an Plakatsäulen. Der Landrat erläßt
ja die Höchstpreise nicht in Ausübung ortspolizeilicher Aufgaben —
dann wären die Anordnungen in Preußen an die Art der Ver-

0 Vergl. J.-W. 1915, S. 1449 (RG.)
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) Das ist z. B. vom 3. Strafsenat des Reichsgerichts in dem in der

Leipziger Zeitschrift 1916 S. 34 abgedruckten Urteil des 1. Strafsenates des
Reichsgerichts vom 4. November 1915 ausgesprochen worden. Aus den
Eingangsworten der einzelnen Bekanntmachung usw. läßt sich häufig ersehen,
ob sie eine Verwaltungsanordnung sein will, deren Strasnornr Z 6 des Höchst-
Pieisgcsetzes ist, oder ob sie ein selbständiges Strafgesetz sein will, denn letzteren-
salls wird meistens aus § 3 des sog. Ermächtigungsgesetzes Bezug genommen.
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